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Sehr geehrte/r  

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Auswahl aktueller Entscheidungen 

Aufwandsentschädigung des Betreuers steht Pflegepauschbetrag entgegen 

Der Kläger ist zum Betreuer von Frau A (Jahrgang 1925) und ihrem Sohn B (Jahrgang 1946) bestellt worden. Beide 
betreuten Personen wohnen seit Oktober 2012 in Pflegeheimen. Der Kläger erhielt im Jahr 2015 eine steuerfreie 
Aufwandsentschädigung als ehrenamtlicher Betreuer in Höhe von 798 €. In seiner Einkommensteuererklärung für 2015 
machte er Pflegepauschbeträge in Höhe von jeweils 924 € für beide Betreuten geltend. Dies lehnte das beklagte 
Finanzamt unter Hinweis auf die Heimunterbringung der Betreuten ab. 

Mit der Klage machte der Kläger (nur noch) den Pauschbetrag für B geltend. Dieser habe die Pflegestufe II, sitze im 
Rollstuhl und erhalte die Körperpflege durch das Heimpersonal. Er selbst, der Kläger, führe aber alle Fahrten außerhalb 
des Heims durch, mache Bewegungsübungen mit B, unterhalte sich mit ihm und übernehme sonstige Aufgaben. 

Dieser Argumentation ist das Finanzgericht Düsseldorf nicht gefolgt. Die Gewährung des Pflegepauschbetrags setze 
zunächst voraus, dass der Steuerpflichtige für die Pflege keine Einnahmen erhalte. Dies sei vorliegend jedoch der Fall, 
da der Kläger eine Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Betreuer erhalten habe. Dass diese unabhängig vom 
Pflegesatz zu gewähren sei, sei nicht maßgebend. 

Ungeachtet dessen erreiche die Tätigkeit des Klägers nicht die vorausgesetzte Mindestpflegedauer. Überwiegend werde 
eine Pflege in nicht nur untergeordnetem Umfang - mindestens 10 % - gefordert. Dass der Kläger diesen Zeitaufwand 
erbracht habe, sei weder behauptet noch nachgewiesen worden. Der Kläger selbst beziffere seinen Aufwand auf 2,5 
Stunden pro Woche, wohingegen der wöchentliche Pflegeaufwand des Heims mit 24,73 Stunden angegeben worden sei. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

Die Entscheidung im Volltext: 15 K 3228/16 E 

 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/15_K_3228_16_E_Urteil_20171113.html


Schenkungsteuer: Kein Wegfall des verminderten Wertansatzes bei Veräußerung von 
Wirtschaftsgütern einer Unterpersonengesellschaft 

Die Mutter des Klägers war Kommanditistin der A-KG, die wiederum als alleinige Kommanditistin der B-KG fungierte. Mit 
Wirkung zum 10.04.2008 übertrug die Klägerin einen Teilanteil des Kommanditanteils an der A-KG gegen Zahlung einer 
lebenslänglichen Rente von 3.000 € pro Monat, im Übrigen schenkweise auf den Kläger. Mit Bescheid vom 01.09.2010 
stellte das beklagte Finanzamt den Wert des übertragenen Anteils an der A-KG auf den 10.04.2008 fest. 

Am 01.08.2012 wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen der B-KG eröffnet. Der Insolvenzverwalter veräußerte 
am 18.09.2012 die - nicht mit Rechten Dritter belasteten - Maschinen, Betriebsvorrichtungen und Vorräte sowie das 
Recht, die Firma der B-KG führen zu dürfen, und sonstige immaterielle Wirtschaftsgüter. Die Betriebsgrundstücke 
veräußerte er nicht, sondern vermietete sie an die Käuferin. 

Im Hinblick auf die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der B-KG setzte das beklagte Finanzamt die 
gegen den Kläger festgesetzte Schenkungsteuer mit Bescheid vom 29.07.2013 neu fest. Dabei berücksichtigte es nur 
noch einen verminderten Bewertungsabschlag. 

Der dagegen gerichtete Einspruch des Klägers blieb ohne Erfolg. In der Einspruchsentscheidung berücksichtigte das 
beklagte Finanzamt gar keinen Bewertungsabschlag mehr. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat der Klage stattgegeben und dabei darauf hingewiesen, dass der verminderte 
Wertansatz (nur) mit Wirkung für die Vergangenheit wegfalle, soweit der Erwerber den Gesellschaftsanteil innerhalb von 
fünf Jahren nach dem Erwerb veräußere oder der Gewerbebetrieb aufgegeben werde. Der Aufgabe des 
Gewerbebetriebs stehe zwar die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen einer Kommanditgesellschaft 
gleich. Über das Vermögen der A-KG sei jedoch nicht das Insolvenzverfahren eröffnet worden. Auch die Insolvenz der B-
KG wirke nicht als Aufgabe des Betriebs der A-KG. 

Zudem habe die A-KG innerhalb der fünfjährigen Frist nicht ihre wesentlichen Betriebsgrundlagen veräußert. Zwar könne 
man in der vom Insolvenzverwalter bewirkten Veräußerung von Wirtschaftsgütern eine Veräußerung - funktional - 
wesentlicher Betriebsgrundlagen sehen. Gleichwohl sei die Veräußerung von Vermögensgegenständen der B-KG nicht 
zugleich als - schädliche - Veräußerung wesentlicher Betriebsgrundlagen der A-KG zu beurteilen. Denn insbesondere die 
Betriebsgrundstücke, die einen Großteil des Werts der B-KG ausmachten, habe der Insolvenzverwalter nicht veräußert. 
Zudem habe das Vermögen der A-KG nicht zu einem überwiegenden Teil aus dem Anteil an der B-KG bestanden. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat auch hier die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

Die Entscheidungen im Volltext: 4 K 1043/17 Erb, 4 K 1044/17 Erb 

 

 

Weitere aktuelle Entscheidungen 

 Einkommensteuer: 

Keine Berücksichtigung des niederländischen Krankengelds bei der Überprüfung der fiktiven unbeschränkten 
Steuerpflicht 
Die Entscheidung im Volltext: 10 K 1232/16 E 

Erbschaftsteuer: 

Keine Berücksichtigung von Grabpflegekosten als Nachlassverbindlichkeiten 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1641/15 Erb  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/4_K_1043_17_Erb_Urteil_20180124.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/4_K_1044_17_Erb_Urteil_20180124.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/10_K_1232_16_E_Urteil_20171205.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/4_K_1641_15_Erb_Urteil_20170117.html


Zoll/Verbrauchsteuern: 

Ermäßigter Branntweinsteuersatz bei Entnahme des Alkohols aus einem Steuerlager 
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1580/16 VBr 

 

 

In eigener Sache 

Schon gewusst? 

Regelmäßig werden Richterinnen und Richter des Finanzgerichts Düsseldorf im Wege der Abordnung bei anderen 
Gerichten oder auch Behörden eingesetzt. Dies gilt z.B. für eine vorübergehende Tätigkeit als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Bundesverfassungsgericht oder Bundesfinanzhof sowie als 
nationale(r) Sachverständige(r) bei einer EU-Institution. Aktuell sind eine Kollegin an den Bundesfinanzhof, zwei Kollegen 
an die nordrhein-westfälische Staatskanzlei und ein Kollege an das nordrhein-westfälische Ministerium der Justiz 
abgeordnet.   

  

Quelle: Justiz NRW 

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/4_K_1580_16_VBr_Urteil_20180207.html
http://www.nrwe.de/
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
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